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Badischer Landtag.
« u » ^öwerten ^S^crrnrner .

1S8 . öffentliche Sitzung
am Mirtwoch, den 9 . Juli 1902 .

Am Regierungstisch : Minister des Innern Or .
Schenkel , Geh. Oberregierungsrath Or . Krems und Mini¬
sterialrath Wild ; später abwechselnd : Präsident des Mini¬
sterium der Justiz , des Kultus und Unterrichts Geh . Rath
Frhr . v. Dusch, Direktor des Oberschulraths Geh. Rath
I )r . Arusperger , Ministerialdirektor Geh. Rath Heil,
Ministerialdirektor Geh . Rath Zittcl , Ministerialrath Or .
Nieser, Ministerialrath Or . Rcichardt, Mnisterialrath
Or . Nicolai.

Präsident Gönner eröffnet um 9*/ . Uhr die Sitzung .
Abg . Zehnter berichtet über den Gesetzentwurf, die

Errichtung einer Landwirthschaftskammer
betreffend . Die Erste Kammer hat eine Anzahl Ab¬
änderungen an der Fassung der Zweiten Kam¬
mer vorgenommen. Die Grenze des wahlberechtigten
Steuerkapitals wurde von 1500 auf 2000 M . heraufge¬
setzt. Da diese Aenderung einer Anzahl von Landwirthenim Hauptberuf das Wahlrecht nehmen würde , schlägt Ihre
Kommission vor, dieselbe nicht zu acceptiren . Das gleiche
beantragt die Kommission bezüglich der Aenderungen,
welche die Zahl der direkt zu wählenden Mitglieder der
Kammer von 32 auf 28 reduziren , die Wahlbezirksein,
theilung des Gesetzes streichen und die Zahl der von den
landwirtschaftlichen Verbänden zu wählenden Mitglie¬der von 7 auf 10 erhöhen. Die übrigen Abänderungen
hätten ein Scheitern des Gesetzes nicht herbeigeführt .Die Kommission beantragt , die von der Ersten Kammer
au der Fassung der Zweiten Kammer gemachten Abän¬
derungen abzulehnen. Folglich ist auch das ganze «Gesetzin der Fassung der Ersten Kammer abzulehnen.

Der Gesetzentwurf in der Fassung der Ersten Kammer
wird ohne Debatte in namentlicher Abstimmung ein¬
stimmig abgelehnt.

Abg . Rohrhurst berichtet über den Antrag Drees -
bach und Genossen , der die Grundsätze für einen dein
Landtag vorzulegenden Gesetzentwurf über das Schill -
Wesen angeben will . Der Antrag Dreesbach, führt der
Berichterstatter aus , würde zu einer vollständigen Um¬
gestaltung unseres Schulwesens führen , wenn er durch¬

geführt würde. Seine Tendenz ist eine vollständige Ver¬
staatlichung der Volksschule . Gemeinde und Kirche haben
ihre Rechte zu Gunsten des omnipotenten Staates auf
dem Gebiete des Schulwesens aufzugeben . Den Eltern
ninimt er das Recht, über den Unterricht ihrer Kinder
zü bestimmen. Der Lehrplan soll gesetzlich geregelt wer¬
den . Die Volksschule soll eine Bildungsanstalt des gan¬
zen Volkes sein und nicht bloß Armenschule, Uns sie vom
vierten Schuljahre an sei . Der Schulzwang soll in dem
Sinne eingeführt werden, daß die Eltern verpflichtet sind,
ihre Kinder in die Volksschule zu schicken, und daß die
Berechtigung zum Besuch der höheren Schulen abhängig
ist vom Nachweis eines mehrjährigen erfolgreichen Volks¬
schulbesuchs. Alle Privatlehranstalten , Vorschulen u . s . w.
sollen aufgehoben werden. — Ihre Kommission verkennt
das Motiv des Antrags nicht, das Ansehen unserer Volks¬
schule zu heben dadurch , daß alle Kreise genöthigt sind,
ihre Kinder bestimmte Zeit ihr anzuvertrauen . Ich kann
nicht alle Gründe Politischer , sozialpolitischer. Pädagogi¬
scher Art anführen , die für und gegen den Antrag spre¬
chen . Obgleich die Kommission anerkennt , daß dem An¬
trag ein gesunder Gedanke zu Grunde liegt , so vermag
sie doch in ihrer überwiegenden Mehrheit demselben nicht
zuzustimmen. Bis zu einem gewissen Grade ffr ja die
Forderung der Antragsteller bei uns in Baden schon er-
füllt . 95 Proz . aller Kinder besuchen die Volksschule.
Die Verwirklichung der Forderung der Antragsteller
würde einen bedeutenden Eingriff in die Elternrechte be¬
deuten, die ihre Kinder einer Privatlehranstalt u . s. w.
nicht mehr anvertrauen dürften . Die Beseitigung der
Privatunterrichtsanstalten würde auch für unser Schul¬
wesen keinen Vortheil bedeuten. Manche Fortschritte wer¬
den gerade an ihnen gemacht . Es muß die Möglichkeit er¬
halten bleiben, pädagogische Bestrebungen in Privatlchr -
anstalten zu erproben, für welche die staatlichen Anstalten
geschlossen bleiben müssen . Von den wirthschaftlichen
Folgen will ich gar nicht sprechen . — Der Antrag will
weiter Festsetzung der Schulzeit auf volle acht Jahre
und eine erweiterte Unterrichtszeit (bis zu 30 Stunden
wöchentlich) . In der Kommission war man der Mei¬
nung , daß eine Erweiterung der Unterrichtszeit , wo die
sogenannte Halbtagsschule besteht , allerdings wüuschens-
werth ist , und daß die Behörde es sich zur Pflicht machen
sollte , gerade dieser Teste unseres Volksschulwe'ens ihr
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Augenmerk zuzuwenden. Es wurde in der Kommission
auch allgemein als wünschenswerth b^eichnet daß die
Negierung überall , wo eine Erweiterung der Unterrichts-
-eit durch die Verhältnisse geboten erscheine, dazu An¬
regung und Unterstützung gebe . Mit der gesetzlichen
Festlegung und Erhöhung der Unterrichtszeit konnte die
Mehrheit der Kommission sich nicht befreunden, insbeson¬
dere weil es fraglich ist , ob dazu auch die nothwendigen
Lehrkräfte vorhanden wären . Ihre Kommission ist auch
der Ansicht, daß die Resultate des Unterrichts nicht so sehr
von der Zahl der Unterrichtsstunden , als von der Zahl
der zu unterrichtenden Kinder beeinflußt werden, daß
eine Herabsetzung der gesetzlichen Maximalzahl der fr in-
der im Interesse einer individuellen Behandlung dersel -
ben viel wichtiger ist . — Der Antrag verlangt ferner die
Entfernung des Religionsunterrichts aus der Volksschule .
Er will eine religionslose Volksschule als Staatsanstalt .
Konsequenterweise wird auch die Beseitigung der geist¬
lichen Schulaufsicht u . s. w . verlangt . Die Forderung
der Beseitigung des Religionsuntnerrichts ist keine neue.
Auf deutschem Boden ist sie aber bis jetzt nirgends zur
Verwirklichung gelangt . — Redner verweist auf die ge¬
schichtliche Entwicklung in Baden und die Zustände in
außerdeutschen Staaten , wo der Religionsunterricht aus
der Volksschule ausgeschlossen ist . — Ihre Kommission
konnte in Uebereinstimmung mit der überwiegenden
Mehrheft unseres badischen Volkes und Wohl auch der
badischen Lehrerschaft dieser Forderung ihre Zustimmung
nicht geben. Nicht nur Theologen und Philosophen,
Männer wie Paulsen u . a ., halten die Beibehaltung des
Religionsunterrichts in der Volksschule für geboten im
pädagogischen Interesse , im Interesse der sittlichen Aus¬
bildung unseres Volkes Der Versuch, unserer Volksschule
den Religionsunterricht zu nehmen, würde im badischen
Volke einen Kampf Hervorrufen, viel heftiger als die
Kämpfe der Mer und 70er Jahre . Wie die Beispiele
Frankreichs und Belgiens zeigen, die die religionslose
Staatsschule haben , würde die Folge der Abschaffung des
Religionsunterrichts sein , daß die Errichtung von Privat -
fchulen mit religiöser Grundlage gestattet werden müßte .
Aus pädagogischen Gründen — nicht in erster Reihe im
Interesse der Kirche — werde ich nie für diese Forderung
zu haben sein . Ich darf Wohl auch namens meiner po¬
litischen Freunde erklären , daß sie niemals die Hand
bieten werden zur Verwirklichung eines derartigen An¬
trags ! — Gegen den weiteren Antrag , die Kosten der
Schule ausschließlich auf den Staat zu übernehmen , hat
die Kommission Bedenken finanzieller und prinzipieller
Art . Die Rechte der Gemeinde hinsichtlich der Schule
müßten fallen . — Die von den Antragstellern geforderte
Unentgeltlichkeit des Volksschulunterrichts einzuführen,
muß wie seither den Gemeinden überlassen bleiben. —
Dem Antrag der Antragsteller auf Einreihung der Hauvt -
lehrer und Hauptlehrerinnen in den Gehaltstarif schließt
sich die Kommission zur Berücksichtigung bei der Gehalts -
tarifrevision an .

Abg . Wacker : Der gründliche Bericht verdient alle An¬
erkennung . Bei der Geschäftslage des Hauses wäre es
aber wüschenswerth, daß sich die folgenden Redner mög¬
lichst kurz fassen .

Abg . Eichhorn bedauert , nach dem einstündigen Refe¬
rat des Berichterstatters sich nicht so kurz fassen zu kön¬
nen, wie er beabsichtigt habe.

Präsident Gönner und Abg . vr . Wilckens schließen sich
dem Wunsche des Abg . Wacker an .

Direktor des Oberschulraths Geh . Rath Or. Arns-
pergerr Me Anschauung der Großh . Regierung über dis
in dem Antrag der Abgg . Dreesbach und Genossen ent¬

haltenen Grundsätze sind in Kürze folgende: Die Anträge ^
bezwecken eine Aenderung der wesentlichen Grundlagen
unserer Volksschulgesetzgebung . Die Anträge , di« sich auf
den Schulzwang , den Zweck und die Unter¬
richtsgegenstände der Volksschule und die
Uebernahme der gesammten Schulkosten
auf die Staatskasse beziehen , beruhen auf wesent¬
lich geänderten Anschauungen über das Verhältniß des
Staates zu dem einzelnen Staatsbürger ,
zu den Kirchen und zu der Gemeinde . Der
Schulzwang ist jetzt nur als ein eventueller im Gesetz aus¬
gesprochen . Ein vollständig durchgeführter Schulzwang,
wie ihn der Antrag will, daß alle schulpflichtigen Kinder
die Volksschule besuchen müssen , würde in dem ge¬
genwärtig geltenden Verhältnisse zwischen Staatsbürger
und Staat nicht begründet sein . — Dem Grundsatz des
Antrags bezüglich der Ausschaltung des Religions¬
unterrichts aus dem Lehrplan kann nicht stattgegeben
werden, da das Verhältniß zwischen Kirche und Staat
nicht das einer völligen Trennung ist und der Unterricht
in der Religion nicht als ausschließliche Privatsache der
Einzelnen betrachtet werden könne . Der Unterricht der
Volksschule soll nach dem Schulgesetz die Volksschüler zu
religiös - sittlichen Menschen ausbilden . — Was den
Antrag auf Uebernahme der gesammten Schullast
auf die Staatskasse angeht , so entspricht es dem gegen¬
wärtigen Verhältniß zwischen Staat und Gemeinde nicht,
wenn angenommen werden wollte, daß letztere keine all¬
gemeinen Staatsaufgaben zu erfüllen habe. Es sind ihr
vielmehr im Gegentheil eine Reihe solcher konstitutions¬
mäßig überwiesen. Eine vollständige Loslösung der
Volksschule von der Gemeinde, wie solche mit Uebernahme
der Gesammtkosten auf die Staatskasse verbunden wäre,
würde somit dem gegenwärtigen Verhältniß zwischen
Staat und Gemeinde durchaus widersprechen. In den
bezeichnten drei Richtungen erscheinen die Vorschläge
der Herren Antragsteller der Großh . Unterrichtsverwal¬
tung als durchaus unannehmbar . Was die weiteren im
Antrag niedergelegten Grundsätze betrifft , welche inner¬
halb der bestehenden staatlichen Verhältnissen wohl einer
Erwägung unterzogen werden können, so ist auch die
Unterrichtsverwaltung , wie dies bereits früher ausge¬
sprochen wurde, der Ansicht, daß eine Ausdehnung des
Unterrichts in der Volksschule nicht zu umgehen sein wird,
daß es eine ernstliche Pflicht der Schulbehörde ist, auf
eine Erweiterung in bestimmtem Umfang hinzuwirken.
Ob sofort an Einführung der Ganztagsschule gedacht
werden kann, das wird noch geprüft werden müssen .
Es wird Sache der Schulmänner sein , in dieser Beziehung
das Nöthige zu bestimmen. Hervorheben möchte ich aber
doch bei diesem Anlaß , daß die Einführung auch einer
nur beschränkten Erweiterung der Schulzeit eben unter
allen Umständen mehr Lehrer erfordert . Wenn nun
gegenwärtig , wie gerade die Herren Antragsteller ja oft
erklärt haben, ein Lehrermangel besteht , dann muß man
eben zunächst für mehr Lehrer sorgen. In dieser Bezieh¬
ung ist durch die Errichtung eines neuen Lehrerseminars
ein Anfang gemacht . Eine Erweiterung des jetzigen
Volksschulunterrichts wird einen großen Kostenaufwand
und ein stärkeres Eingreifen in die Volksgewohnheiten be¬
dingen. Ich glaube in Uebereinstimmung mit der Mehr¬
heit dieses Hauses sagen zu können, daß ein solcher
Schritt auf das Sorgsamste erwogen sein und langsam
durchgeführt werden muß . Es wird sich also um eine
Vermehrung der Lehrkräfte und allmähliche Er¬
weiterung des Unterrichts , zunächst etwa nur für be¬
stimmte Klassen , vielleicht nur für eine bestimmte Kate¬
gorie von Gemeinden handeln . — Was die Frage der
Unentgeltlichkeit des Volksschulunterrichts angeht, so kann
ich mittheilen , daß in mehr als 45 Prozent der Gemein-
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tzen dar Schulgeld auf die Gemeindekasse übernommen
wurde. Von 1571 Schulgenwinden mit einem Gesammt-
schulgeldbetrag von 666 000 M . wurde in 781 mit einem
Eesammtschulgeld von 304 000 M das Schulgeld -auf
die Gemeindekasse übernommen . Man wird gegenüber
dieser Thatsache die ruhige Entwickelung der Frage Wohl
abwarten können . — Die Stellung der Lehrer , insbeson-
dere ihre Besserstellung, ist auf diesem Landtag schon
mehrfach besprochen worden. Der Herr Minister hat in
dieser Beziehung weitgehende Zusicherungen gemacht , und
ich kann nur die Hoffnung aussprechen, daß es gelingen
wird, auch in dieser Beziehung günstige Verhältnisse her-
beizuführen.

Abg . Eichhorn : Unser Antrag enthält nur Leitsätze,
keine Gesetzesvorschläge . Er will eine Reform unseres
ganzen Schulwesens . Er ist kein ausschließlich sozial¬
demokratischer Antrag . Alle seine Forderungeir sind von
Pädagogen und Sozialpolitikern aller Parteirich¬
tungen schon oft vertreten worden . Für die
Forderung der Einheitsschule sprechen vielerlei
Rücksichten. Mit der Forderung des Schul -
zwangs an Stelle der Schulpflicht sind wir auch
aus richtigem Wege . Wir verlangen nur eine gesetzliche
Ausdehnung des bei den besitzlosen Klassen thatsächlich
schon bestehenden Schulzwangs . Die Bedenken des Be¬
richterstatters dagegen kann ich nicht als begründet an¬
erkennen . In pädagogischer Hinsicht besteht kein Zwei¬
fel mehr, daß die Einheitsschule das Ideal ist . Der
Lehrertag in Halle hat sich einmüthig dafür erklärt . In
einer Reihe von Staaten (u . a . Bayern ) ist sie schon durcki-
geführt . — Redner verbreitet sich in ausführlicher Weise
über die norwegische Schulorganisation . — Im Inter¬
esse des sozialen Ausgleichs halten die bürgerlichen So -
zialpolitiker die Einheitsschule für wünschenswert!, . So
lange die heutige Gliederung unserer Schulen besteht ,
haben die besitzenden Klassen kein so intensives, prak¬
tisches Interesse an der Hebung der Volksschule , sie bleibt
Armenschule . Mit der Einheitsschule wird das anders .
Redner tritt dann weiter für die Anträge auf gesetzliche
Festlegung der achtjährigen Schulzeit und des Lehrplans ,
sowie der erweiterten Unterrichtszeit ein. Auch wir sind
der Ansicht, daß eine Verringerung der Zahl der zu
unterrichtenden Kinder noch wichtiger ist , als die Er¬
weiterung der Unterrichtszeit. Bei uns in Baden be¬
steht ein lebhafter Kampf für und gegen die Halbtags¬
schule. Der erweiterte Unterricht (30 Stunden Maxi¬
mum ) wird auch bei Halbtagsunterricht möglich sein , so
daß die Bedenken der Vertreter der ländlichen Bezirke
hinfällig werden. — Bezüglich der Abschaffung des Re¬
ligionsunterrichts hat der Herr Berichterstatter mit be¬
sonderem Pathos gesagt : niemals wird meine Partei da¬
für zu haben sein . Ob diese Bekämpfung unserer For¬
derung eine ganz ehrliche war , möchte ich doch dahingestellt
sein lassen . — Redner verliest ein längeres Citat aus
der Biographie Jollys , in dem am Schluß gesagt wird,
daß Jolly die humanistische Bildung als einen Ersatz
für den in den Kreisen der Gebildeten vielfach geschwun¬
denen christlichen Glauben betrachtete. — Ich will
bei der Begründung unserer Forderung möglichst ganz
sachlich bleiben. Die Forderung der Abschaffung des Re¬
ligionsunterrichts ist eine Konsequenz der Forderung
der Trennung von Staat und Kirche . Bedeutende Päda¬
gogen haben sich für die Beseitigung des Religions¬
unterrichts ausgesprochen.

Als Redner, ohne die Erlaubnitz des Präsidenten ein¬
zuholen, Aeußerungen Diesterweg's zitiren will, wird er
vom Präsidenten Gönner aufgefordert , im Interesse der
Abkürzung der Debatte von weiteren Vorlesungen abzu-
sehan.

Abg . Eichhorn: Da» wird di« Debatte nicht abkürzen,
da die Wiedergab» de- Inhalts länger « Zeit in Anspruch
nehmen wird.

Präsident Gönner : Der Herr Abgeordnete hat nicht
das Recht, meine Anordnung zu kritisiren .

Abg . Eichhorn: Ich muß mich dieser sonderbaren An¬
ordnung fügen . . . .

Präsident Gönner verbittet sich einen solchen Ausdruck
und droht, dem Abg . Eichhorn das Wort zu entziehen.

Abg . Eichhorn trägt nunmehr die Diesterweg'schen An¬
schauungen in freier Rede vor und beruft sich weiter da¬
rauf , daß auch in den Reihen der Geistlichen Stimmen
für die Abschaffung des Religionsunterrichts in der
Volksschule laut geworden seien . — Redner tritt weiten
auch für die Forderung der Unentgeltlichkeit des Unter¬
richts, die Uebernahme des Gesammtaufwands für die
Schule auf die Staatskasse und die vollständige Einrei¬
hung der Lehrer unter die Staatsbeamten ein, wobei
er betont, daß der Einfluß der Gemeinde auf die Volks¬
schule nicht nothwendig ausgeschlossen werden müßte bei
einer vollständigen Verstaatlichung.

Abg . vr . Heimburger : Der erste Punkt des Antrag -
sucht einen wünschenswerthen Zustand herbeizuführen .
Man darf sich viele Vortheile von der Einheits¬
schule versprechen für Unterricht und Bevölkerung . Eine
andere Frage aber ist es , ob dieser Zustand durch Zwang
herbeigeführt werden soll. Da erheben sich doch
Bedenken . Einem Zwang , der durch die Verhältnisse her¬
beigeführt ist, fügt man sich leichter , als einem solchen,
den die Willkür des Gesetzgebers diktirt . Die Bürger¬
schulen stellen eine sehr erweiterte Art der Volksschule
dar , ihre Beseitigung würde schädlich wirken.

Der zweite Punkt ist theils überflüssig, theils undurch¬
führbar . Wir stehen allerdings auf dem Standpunkt ,
daß eine Erweiterung der Unterrichtszeit
unbedingt geboten ist, nicht aber eine solche, wie sie der
Antrag seinem Wortlaut nach vorsieht.

Der Religionsunterricht sollte auch nach
unserer Meinung der Kirche überwiesen werden . Darin
kann doch kein Gewissenszwang liegen, wenn man den
Eltern freistellt, ob sie ihre Kinder in den Religionsunter¬
richt schicken wollen oder nicht ! Vielleicht liegt aber ein
Gewissenszwang vor, wenn der Lehrer den Unterricht
in einer Religion ertheilen muß , der er innerlich fern
steht .

Für die Unentgeltlichkeit des Unterrichts und
der Lehrmittel werden auch wir eintreten . — Der Zu¬
stand, daß die Gemeinden einen Theil der Schul¬
lasten tragen , hat sich bewährt . Infolge dessen ist auch
ihr Interesse an der Schule ein größeres . — Dem Kom¬
missionsantrag können wir in seinem ersten, negativen
Theil unsere Zustimmung nicht geben, dagegen werden
wir den zweiten , positiven Theil annehmen .

Abg . Or . Goldschmit : Namens meiner Partei kann
ich die Erklärung abgeben: Wir stehen auf dem Stand¬
punkt der Kommissionsbeschlüsse und werden diesen zu-
stimmen. Ein Bedürfniß für Einführung des Schul¬
zwanges in dem Sinne , wie es der Antrag verlangt , kön¬
nen wir nicht anerkennen, weil der größte Theil der Kin¬
der thatsächlich die Volksschule besucht. Wenn man von
ein paar größeren Städten absieht, so gibt es gar keine
anderen Schulen , wie Volksschulen , die die Kinder zu¬
nächst zu besuchen haben. Ein anderer Grund für unsere
Stellungnahme ist der, daß nach unserer Anschauung der
Antrag ein sehr tiefgehendes Eingreifen in das Selbst -
bestimmungsrecht der Eltern bedeutet. Wenn die Eltern
ihre Kinder durch den Vater selbst oder privatim unter -

-
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richten lassen wollen, so kann man ihnen das nicht durch
die Polizei verbieten lassen . Bezüglich der Schulzeit be¬
steht nach unserer Ansicht ein dringendes Bedürfnis; zueiner Aenderung nicht . Auch klüglich des Religions¬
unterrichts wollen wir eine Aenderung nicht eintreren
lassen . Aus dem vom Abg . Eichhorn angeführten Citat
aus einem Werke Jollys kann man nicht den Schluß
ziehen , den der Abg . Eichhorn g^ ogen hat . Wünschens -
werth ist, daß in den Volksschulen der Unterricht so viel
wie möglich unentgeltlich ertheilt werde ; ein Zwang von
Staatswegen läßt sich aber hier nicht ausüben . Daß
die Lehrer in den Gehaltstarif ausgenommen werden
sollen , haben wir schon früher betont . Ich kann also nur
wiederholen, daß wir gegen den Antrag Dreesbach und
Genoffen und für den Kommissionsantrag stimmen.

Abg. Wacker wendet sich zunächst gegen den Abg . Eich¬
horn . Gewiß ist es Pflicht des Hauses, Anträge , die auf
geschäftsordnungsmäßigem Wege eingebracht worden
sind, auch in geschäftsordnungsmäßige Behandlung zu
nehmen . Es ist aber auch sein Recht , in gewissen Schranken
über diese Behandlung zu verfügen . Wenn das Haus
davon abgesehen hat , zu beschließen , daß der Antrag nicht
behandelt werde, so geschah dies aus Rücksicht auf die
Sache und auf die Antragsteller . Es ist nun sonst all¬
gemein Uebung , daß Rücksichtnahme mit Rücksichtnahme
erwidert wird . Allerdings gibt es auch Leute, die Rück -
sichtnahme mit Rücksichtslosigkeit erwidern ! Ich
bedaure, daß der Antrag in dieser umfangreichen Weise
behandelt wurde , ich bedaure auch, daß der Regierungs¬
vertreter so eingehend seinen Standpunkt dargelegt hat .
Für uns wäre der Antrag seinem Wesen nach, in seiner
Tendenz Schulzwang und Religionszwang , spruchreif ge¬
wesen ohne jede Kommissionsbearbeitung . Er bedeutet
ein Stück Tyrannei auf Kosten der Elternrechte, auf Ko¬
sten der Kirche, ihrer Rechte und Interessen , auf Kosten
der höchsten Güter des Volkes. Ich lege Verwahrung da¬
gegen ein, daß das Volksschulwesen durch den Antrag
auf ein höheres Niveau gestellt würde . Das Niveau
der Volksschule wird immer niederer, sobald man die Re¬
ligion so behandelt , wie die Antragsteller . Das Niveau
der Volksschule hängt nicht davon ab , in welchem Umfang
der Unterricht im engeren Sinn ertheilt wird . Auch die
Erziehung , die christliche Erziehung ist Aufgabe der
Volksschule . Ich protestire dagegen, daß in verletzender
Weise von der Volksschule als „Schule der Unbemittel¬
ten " gesprochen wird . Alle Schulen stehen auch den Un¬
bemittelten offen ! Ich lege Verwahrung dagegen ein ,
daß die Religion Sache der Einzelperson sei. Für positive
Christen ist Religion und äußere Organisation in Kon¬
fessionen unzertrennlich . Religiosität ist Sache des Ein¬
zelnen, Religion aber und ihre Pflege ist Sache der
Kirche, nicht der Einzelperson. Ich lege Verwahrung
gegen die Behauptung ein, daß Sozialpolitiker aller
Parteien den Standpunkt des Abg . Eichhorn theilen.
Besonders gilt das für die dem Centrum angehörenden
Sozialpolitiker .

Dem Abg . Eichhorn kann ich bestätigen, daß seine Aus¬
führungen in mir bestimmte Eindrücke wachgerufen
haben . Wenn man da aber von „Zorn " reden wollte, so
wären sie nicht zutreffend bezeichnet !

Mg . Frühlmf konstatirt , daß auf dem gegenwärtigen
Landtag keine eigentliche Generaldebatte über das Volks¬
schulwesen stattgefunden habe, und behält sich vor, auf
dem nächsten Landtag alle einschlägigen Angelegenheiten
ausführlich zu behandeln . Im wesentlichen ist er mit
den Ausführungen des Abg . Or . Heimburger einverstan¬
den. Me „Armenschule" habe sich in Karlsruhe schon
Bürgerrecht erworben . Sie müsse ein Warnungszeichen
jein . Den Ausführungen des Abg . Wacker über die Aus¬

scheidung des Religionsunterrichts tritt er entgegen : wir
leben nicht in einem christlichen Staat , in dem alle
Nichtchristen Bürger secuncki orckinis wären , wir leben
vielmehr im Rechtsstaat , der gleiches Recht für alle
garantirt . Daß ein Zwang nöthig ist , beweist ein Blick
auf die Armee. So wenig man dort von einer „Tyrannei "
redet, darf dies hier geschehen. Die Kluft , die in der
Seele des Schülers aufgerissen wird durch den Religion»-
unterricht , ist im Wachsen begriffen, und es ist unsere
Pflicht, eine Brücke zu schaffen, die sie zuschließt .

Wg . Dreesbach tritt dem Abg. Wacker entgegen. Der
Religionsunterricht soll nicht im planmäßigen Schul-
unterricht untergebracht werden. Wir wollen aber kein
Verbot des Religonsunterrichts , wir wollen im Gegentheil
den Konfessionen die Schulräume zu diesem Zweck zur
Verfügung stellen. Aber es soll kein Zwang zum Be¬
such des Religionsunterrichts treiben, sondern freier Wille.Wer die Jugend hat , hat die Zukunft , das wissen Sie
(zum Centrum ) Wohl ! Wie man aber von national¬
liberaler Seite unseren Antrag bekämpfen kann, ist mir
unverständlich. Mit dem Augenblick der Einführung
einer Simultanschule hat auch der Religionsunterrichtin der eigentlichen Volksschule keinen Werth mehr.

Wenn wir die Volksschule eine „Armenschule " nennen,
so sind wir im vollen Recht . In Mannheim z . B . hat
man eine sogenannte „Bürgerschule" eingerichtet, für
deren Besuch ein Schulgeld von 28 M . erhoben wird , in
der aber nichts anderes gelehrt wird , als in der Volks¬
schule auch, deren Besuch frei ist . Es ist dies nur ein Aus¬
kunftsmittel , damit die Kinder der Besitzenden nicht mit
der Plebs zusammenkommen. Es stimmt, daß 93 Proz .der Kinder die Volksschule besuchen. Mer das sind eben
die Armen . Ich bin der Ueberzeugung, wenn auch die
5 Proz . Besitzenden am Volksschulunterricht theilnehmen
müßten , so würde für die Volksschule mehr gethan . Von
Ausnahmen abgesehen , welche die Regel nur bestätigen,
sind die höheren Schulen der großen Masse thatsächlich
verschlossen.

Abg . Rohrhurst weist zur Zurückweisung des Vorwurfs ,als ob die Besitzenden gar kein Interesse an der Volks¬
schule hätten , auf die großen Opfer der Städte hin . Die
Männer , die für die Simultanschule eintraten , wollten
die Aufhebung des Religionsunterrichts nicht aus inner¬
ster Ueberzeugung. Auch die Kommission ist mit einer
Erweiterung des Unterrichts einverstanden . Ich bitte
Sie , den Kommissionsantrag anzunehmen . (Beifall .)

Der erste Theil des Kommissionsantrags wird mit allen
gegen 11, der zweite Theil mit allen gegen 9 Stimmen
angenommen .

Abg. Armbruster berichtet zum zweiten Male über den
Gesetzentwurf, die wandelbaren Bezüge der
Notare betreffend. Der Antrag der Kommission geht
auf Zustimmung zu der von der Ersten Kammer vorge¬
schlagenen Aenderung . Die Petition der Handelskammer
Mannheim , die der Kommission erst in den letzten Tagen
zuging , konnte nicht mehr in Behandlung genommen
werden.

In namentlicher Abstimmung wird das Gesetz ein¬
stimmig angenommen .

Abg . vr . Goldschmit berichtet über den Antrag der
Abgg. Fendrich und Genossen , die Abänderung des § 86
der Gemeindeordnung betreffend.

Der Antrag lautet :
„Die Unterzeichneten unterbreiten der Zweiten

Kammer den Antrag , die Regierung zu ersuchen , die¬
selbe möge dem nächsten Landtage einen Gesetzes¬
entwurf vorlegen, betreffend Abänderung des § 86
der Gemeindeordnung , und zwar in dem Sinne , daß
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nur die Gemeindevertretung (Bürgerausschuß und
Semeinderath ) mit Staatszustimmung über die An¬
träge auf Herabsetzung des umlagepflichtigen Ge¬
werbekapitals entscheiden kann .

"

Die Kommission beantragt ,
den Antrag Fendrich und Genossen der Regierung

zur Kenntnißnahme zu überweisen und zur Prüfung ,
ob eine gesetzliche Regelung möglich sei.

Abg . Fendrich befürwortet seinen Antrag .

Ministerialdirektor Geh . Rath Heil : Offenbar geben
die Verhältnisse einer bestimmten Gemeinde zu dem An¬
trag Anlaß . Es wurden bereits Erhebungen über die
Anwendung des Z 86 veranlaßt . Das Ergebniß derselben
wird die Beurtheilung darüber ermöglichen, ob über-
Haupt ein Grund vorliegt , dem Antrag Fendrich Folge
zu geben . Jedenfalls wird aber die Aenderung der Ge-
meindebesteuerung im Zusammenhänge mit der Einfüh¬
rung der Vermögenssteuer abgewartet werden können.

Der Kommissionsantrag wird angenommen.
Abg . vr . Goldschmit berichtet über die Petition des

„Gemeinnützigen Vereins Neckarvor¬
st a d t" in Mannheim um Abänderung der bestehenden
Städteordnung und der Geschäftsordnung für den Bür¬
gerausschuß. Die Kommission ist der Ansicht, daß die er¬
betene Aenderung sich nur im Rahmen einer Revision der
ganzen Städteordnung vornehmen lasse, und beantragt
daher Uebergang zur Tagesordnung .

Dieser Antrag wird angenommen.
Abg . Kist berichtet in Vertretung des erkrankten Abg .

Or . Weygoldt über die Petition , die Erbauung
einer direkten Hauptbahn von Wein¬
heim nach Heidelberg betreffend.

Der Kommisison lagen sechs Petitionen zur Berathung
und Beschlußfassung vor, nämlich 1 . von der Handels¬
kammer für den Kreis «Heidelberg nebst der Stadt Eber¬
bach ; 2 . von den Gemeinderäthen der Orte Weinheim,
Lützelsachsen, Hochsachsen, Großsachsen , Leutershausen ,
Schriesheim, Dossenheim , Handschuhsheim und Heidel¬
berg ; 3 . von 156 Interessenten ; 4 . vom Ausschuß des
Gemeinnützigen Vereines Heidelberg ; 5 . von den Vor¬
ständen der Vereine Alt -Heidelberg und West -Heidelberg ;
von der Handelskammer für den Kreis Mannheim .
In den Petitionen 1 bis 5 wird die Erbauung einer
direkten Hauptbahn von Weinheim nach Heidelberg ver¬
langt , well die von Anfang an verfehlte Linie Weinheim-
Friedrichsfeld-Heidelberg den Interessen der an der Berg¬
straße gelegenen Orte nicht genüge. Die Mannheimer
Petitton spricht sich gegen die angestrebte Linie aus .
Nach Würdigung der Begründung der einzelnen Peti¬
tionen gelangte die Kommission zu dem Antrag :

Das Hohe Haus wolle die vorliegenden Petitionen
der Großh . Regierung
1 . in dem Sinne empfehlend überweisen, daß die

Konzession zur Erbauung einer privaten Voll-
bahn von Heidelberg nach Schriesheim nicht er-
theilt , diese Bahn vielmehr durch den Staat selbst
erbaut und betrieben wird ;

2 . im übrigen die Petitionen der Großh . Regierung
zur Kenntnißnahme überweisen und damit

3 . die Petittonen der Handelskammer Mannheim
für erledigt erklären.

Vicepräsident Lauck theilt dm Eingang folgender An¬
träge mit :

1 . Der Abgg. Müller und Genossen, die sechs Peti¬
tionen der Regierung empfehlend und die Petition
der Handelskammer Mannheim zur Kenntniß-

^ nähme zu überweisen.

2 . Der Abgg. Früh auf und Genossen, die Peti¬
tionen in dem Sinne empfehlend zu überweisen, daß
der Privatgesellschaft die Konzession nicht ertHellt,
vielmehr die Linie Heidelberg—Weinheim vom
Staate selbst erbaut werden solle, die Petition der
Handelskammer Mannheim dagegen zur Kennt-
nißnahme zu überweisen.

3 . Der Abgg. Dreesbach und Genossm auf Ueber-
weisung zur Kenntnißnahme.

Abg . Müller befürwortet in warmer Weise feinen An¬
trag in sehr eingehenden Ausführungen . Nachdem er die
geschichtliche Entwickelung der Main -Neckarbahn gegeben,
legt er ausführlich die großen Mißstände dar , die den
Verkehr auf der Nebenbahn Heidelberg—Weinheim hem¬
men. Er bittet, seinem Antrag zuzusttmmen.

Abg . Rohrhurst äußert sich in ähnlichem Sinne . Di «
Interessen der Bewohner der Bergstraße und der Stadt
Heidelberg erfordern gebieterisch die Erstellung einer
Vollbahn . Die Nebenbahn genügt nicht mehr , nament¬
lich jetzt während der Erntezeit machen die Leute lieber
den Umweg zu Wagen nach Heidelberg, um von dort aus
das Obst zu versenden und es nicht verderben zu lassen.
Von Dossenheim allein werden pro Jahr 175 000 Zent¬
ner Steinmaterial fortbefördert , wovon die Bahn einen
großen Vortheil hat . In Heidelberg hegt man die Be¬
fürchtung, daß der große internattonale Verkehr bei
Seite geschoben wird, und es muß daher darauf Bedacht
genommen werden, gute Verbindungen aufrecht zu erhal¬
ten . Dazu kommt noch , daß täglich 60 bis 60 Schotter¬
wagen von der Kleinbahn durch unsere schönsten Stra¬
ßen fahren . Diese Mißstände über den Betrieb der Bahn
sind mit der Hauptgrund gewesen , warum von den Hei¬
delberger Bürgervereinen so viel Petitionen an das Haus
gelangt sind . Wenn eine Vollbahn jetzt noch nicht gebaut
werden kann, dann möge die Regierung doch auf Abstel¬
lung dieser Mißstände dringen und eventuell die Kon¬
zessionsverlängerung hiervon abhängig machen. Den
Interessen Mannheims wollen wir in keiner Beziehung
zu nahe treten.

Abg . Frühauf begründet seinen Antrag . Es handelt
sich hier nicht lediglich um lokale Interessen , sondern auch
um Landesinteressen, um die Erhaltung der Lebens¬
fähigkeit unserer Hauptlinie . Die Strecke Weinheim—
Heidelberg soll als Staatsbahn zur Entlastung der
Hauptbahn gebaut werden. Es ist ein Jrrthum , daß der
Ausbau einer solchen Linie eine Gefahr für die Rentabili¬
tät der Hauptlinie bieten könnte . Baut man diese Linie
nicht, so werden mit der Zeit auch Bruchsal, Durlach
u s. w . gleich Achern und Bühl ihre Schnellzugshalte
verlieren . Nicht einverstanden bin ich mit dem Kom¬
missionsantrag auf Uebergang zur Tagesordnung über
die Mannheimer Petition . Der zweite Theil derselben
sollte berücksichtigt werden. Mannheim hat ein Recht ,
auch in den internattonalen Verkehr hereingezogen zu
werden. Mein Antrag wird den thatsächlichen Verhält¬
nissen Wohl besser gerecht. Mit dem Antrag Dreesbach
übergeben wir die Sache der freien Verfügung der Re¬
gierung . Die Volksvertretung muß der Regierung doch
auch eine gewisse Direktive geben. Der Abg. Müller
würde vielleicht besser seinen Antrag zu Gunsten des
meinigen zurückzuziehen

Abg . Drecsbach : Der Abg. Rohrhurst ist mit großem
Pathos für die Interessen der Stadt Heidelberg einge¬
treten, hat aber wohl Niemanden überzeugt , der nicht
von vornherein feiner Ansicht war . Wenn jemals über -
trieben wordm ist , so ist die Behauptung , daß Heidel¬
berg sehr geschädigt werde , eine Uebertreibung . Daß die
Reisenden Heidelberg nicht mehr aufsuchen , wenn sie nicht
mehr mit allen Schnellzügen, ohne umzusteigen, hsMin



kommen können, ist nicht zu befürchten, wie daS BeispielBaden -Badens zeigt. Bei der Lage der Sache wird mannicht auf dem Prinzip der Verwerfung des Privatbahn¬baus unbedingt bestehen können. Ich möchte die Regie¬rung bitten , bei ihren Entschließungen auch die In¬teressen Mannheims zu berücksichtigen. Der Antrag aufUeberweisung zur Kenntnisnahme soll bezwecken, bei die-
ser Frage , in der eine so große Zerfahrenheit herrscht ,der Regierung die Entscheidung zu überlassen.

Abg. Or . Wilckens : Wenn in letzter Zeit wieder gegendie Erstellung einer Vollbahn Heidelberg—Schriesheimdurch die Privatgesellschaft mit besonderer Lebhaftigkeitin Heidelberg agitirt wurde, so hängt das wesentlich damit
zusammen, daß der Betrieb der Nebenbahn sehr zu wün¬
schen übrig läßt . Der Betrieb der Nebenbahn hat immer
größere Mißstände gezeitigt, gegen die eine Abhilfedringend geboten ist. Das Projekt der Gesellschaft , von
Schriesheim aus ein normalspuriges Gleis nach Heidel¬berg zu legen, das bei Wieblingen über den Neckar ge¬führt werden soll, entspringt nicht etwa einer besonderen
Rücksichtnahme auf Heidelberg. Die Gesellschaft kannden Verkehr auf dem jetzigen Schmalspurgleise nichtmehr bewältigen . Das neue Gleise würde einen erheb¬lichen Theil der Mißstände beseitigen. Vor allem würdeder Schotterverkehr aus dem Weichbild der Stadt ver¬
schwinden .

Aber in Heidelberg besteht eben die Befürchtung, daßmit dieser Konzession auf absehbare Zeit die Hoffnung,eine staatliche Vollbahn Mannheim —Heidelberg zu erhol-ten vernichtet wird . Die Gefahr der Ablenkung von dem
großen, internationalen Schnellzugsverkehr ist nicht sogering . Die Regierung sollte thunlichste Rücksicht auf die
Bedürfnisse Heidelbergs nehmen. Wenn es der Regie-
rung nicht gelingt , die Besorgniß , daß die Ertheilung der
Konzession die Erstellung einer staatlichen Vollbahn Wein¬
heim—Heidelberg verhindern wird , zu zerstreuen, so mußauch ich die Ausdehnung der Konzession für recht be-
denklich halten . Ob der Ausweg des Abg. Dreesbach, indie Konzession ein Rückkaufsrecht nach kurzer Zeit auf¬zunehmen, möglich sein wird , erscheint mir auch fraglich.Wenn irgendwo ein Bedürfniß nach einer staatlichenVollbahn besteht , sovist es in der Bergstraßengegend . —
Redner ist für empfehlende Ueberweisung der Mann¬heimer Petition zur Kenntnißnahme , indem er betont, daßeine Schädigung der Mannheimer Interessen nicht ein-treten werde.

Min . -Dir . Zittel : Auf die Materie dieser Angelegen¬heit, die außerordentlich viele Schwierigkeiten bietet, will
ich nicht eingehen mit Rücksicht auf die Geschäftslage des
Hauses, da ich ziemlich lange Zeit brauchen würde, um
sämmtliche Verhältnisse darzulegen , und weil ich es auchnicht für geboten halte , da die Frage zur Zeit nicht akut
ist . Es könnte der Regierung ziemlich gleichgiltig sein,in welcher Form ihr die Petition überwiesen wird . Die
Regierung ist zur Zeit nicht in der Lage, der Frage näherzu treten . . Die Erste Kammer hat sich in ihrer gestri¬gen Sitzung entschieden gegen die Herstellung einer
Staatsbahn Weinheim—Heidelberg ausgesprochen. Da -
zu kommt der Protest der großen und wichtigen Stadt
Mannheim . Das sind zwei Momente, die die Regierungnicht unbeachtet lassen kann . Die Herstellung einer Doll¬bahn ist aber weiter zur Zeit technisch undurchführbar ,weil wir in den jetzigen Bahnhof Heidelberg eine weitereBahn nicht einführen können. Es muß also gewartetwerden bis zur Fertigstellung des neuen HeidelbergerBahnhofs , die voraussichtlich frühestens in 8, wahr-
scheinlich aber erst in 10 Jahren erfolgen wird . In 10Jahren können sich die Verkehrsverhältnisse, die Stim¬mung der Regierung und der Stände ändern , lieber das.

was in 10 Jahren durchzufkhten ist , brauchen wir heut«
noch nicht zu debattiren und zu beschließen . Es kam
ruhig gewartet werden bis zu einem späteren Landtage .Tie Regierung ist schon aus den genannten technischenGründen nicht in der Lage, dem Antrag näher zu treten,auch nicht der Ziffer 1 des Kommissionsantrages . Eswar bis jetzt niemals die Absicht der Regierung , der
süddeutschen Eisenbahngesellschafteine Konzession für eine
Vollbahnzu ertheilen . Das ist auch für die Zukunftnicht beabsichtigt . Eine Vollbahn ist eine Bahn , die jedemVerkehr dienen kann, die alle Schnellzüge ausnehmenkann, also eine Bahn ersten Ranges . Davon ist aberhier gar nicht die Rede. Es handelt sich lediglich um die
Herstellung eines zweiten Entlastungsgleises der Neben¬
bahn Weinheim—Heidelberg für den Güterverkehr, wäh¬rend die bestehende Lokalbahn dem Personenverkehrdienen soll . Diese Entlastung liegt zweifellos im Inter¬
esse der Stadt Heidelberg und ich kann deshalb die in
Heidelberg gegen dieses Projekt entstandene Aufregungund den Widerstand nicht begreifen. Es würden miteinem Schlage mit der Erstellung dieses zweckmäßigerWeise normalspurigen zweiten Gleises alle jetzt durch die
Lokalbahn in Heidelberg verursachten Mißstände beseitigtwerden. Der ganze Schotter - und Güterverkehr würdeaus der Stadt heraus verlegt . werden. Dieses Gleis ,das nur in den Güterbahnhof eingeführt wird , kann nie¬mals für den Personenverkehr benützt werden. Wenn
Heidelberg die Erstellung dieses zweiten Gütergleisesnicht wünscht , so wird die Regierung die Konzession nichtertheilen . Es wird dann einfach der jetzige Zustand bisauf unbestimmte Zeit bleiben : die Schotterzüge werdenwie bisher über die neue Brücke fahren . Heidelberg hatalso die Wahl , ob es Versagung der Konzession für das
zweite Gleis will oder Beseitigung der jetzigen Miß-
stände.

Abg. Eder tritt für Erbauung einer staatlichen Voll-
bahn Weinheim—Heidelberg ein.

Abg . Mampel tritt für Erbauung einer StaatsbahnWeinheim—Heidelberg zunächst wenigstens bis Schries¬heim ein, unter Betonung des Interesses der Dossen -
heimer Steinbrüche .

Abg . Or . WilckenS hebt hervor , daß die Erregung in
Heidelberg durch den seitherigen mangelhaften Betriebder Nebenbahn hervorgerufen wurde . Wenn jetzt nocheine Erweiterung der Konzession und der Konzessions¬dauer erfolgt , so wird die Aussicht auf eine staatliche Voll¬
bahn abgeschnitten sein. Der Regierungsvertreter hatwenigstens kein Niemals bezüglich der Letzteren ausge¬sprochen , sondern nur erklärt , daß vor Fertigstellung desneuen Heidelberger Bahnhofs nicht daran gedacht werdenkönne . Als Vertreter Heidelbergs bin ich in einer
eigentümlichen Situation , wenn die Regierung eine
staatliche Vollbahn auf ziemlich lange Zeit äblehnt , aber
geneigt ist, eine normalspurige Nebenbahn bis Schries¬heim zu konzessioniren , durch welche die jetzigen Miß¬stände beseitigt würden . Wir sollten uns noch weitere
Verhandlungen in der Sache Vorbehalten und für empfeh¬lende Ueberweisung ohne jeden Zusatz stimmen.

Ein inzwischen eingegangener Schlußantrag derAbgg. Fendrich und Genossen wird einstimmig ange¬nommen.
Abg. Müller bedauert die Ausführungen des Regie¬rungsvertreters , die den Interessen jener Gegend sowenig günstig seien .
Die Abgg. Dreesbach und Frühauf verzichten auf dasWort .
Abg. Kist legt im Schlußwort nochmals den Stand -Punkt der Kommission dar , erklärt aber, daß er für seine
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Person , wie in der Kommission , für empfehlende Ueber-
weisung stimmen werde.

Di, Anträge d,r Nbgg. und Genoss« :,
8 rühauf und Genossen und der Kommissions -
antrag werden abgelehnt und der Antrag Drees -
bach und Genossen (Ueberweisung sämmtlicher
Petitionen zur Kenntnißnahme ) fast einsttmmig
angenommen.

Abg . Kist berichtet über die Bitte des früheren Eisen¬
bahnbauunternehmers C . E . Rößgerin Stuttgart um
Schadloshaltung wegen erlittener Verluste beim Bahn¬
bau (Wolfach—Schiltach) . Der Petent wurde mit seinem
Entschädigungsanspruch in zwei Instanzen gerichtlich ab¬
gewiesen . Sein Gesuch um Armenrechtsbewilligung für
die Revision an das Reichsgericht wurde wegen Aussichts¬
losigkeit der Sache zurückgewiesen . Petent hat sich auch
wiederholt an die Kammer gewendet, die bis jetzt aber
immer über die Petition zur Tagesordnung überging , da
weder Rechts - noch Billigkeitsgründe für eine Ent¬
schädigung sprechen . Diesmal aber glaubte die Kommis-
sion unter Hinweis auf einen Vorgang bei der Höllen¬
thalbahn eine nochmalige Prüfung der Sache und even¬
tuell eine angemessene Entschädigung aus Billigkeits¬
gründen empfehlen zu sollen und stellt deshalb den Antrag
auf Ueberweisung zur Kenntnißnahme .

Min .-Dir . Zittcl : Den früheren Petitionen in dieser
Sache gegenüber hat sich das Haus stets ablehnend Verhal¬
ten . Die Petition ist vielfach geprüft worden, und das
Haus ist stets zur Ansicht gelangt , daß weder Rechts - noch
Billigkeitsgründe für eine Entschädigung sprechen . Die
Kommission erkennt auch an , daß keinerlei Rechtsgründe
vorliegen. Sie findet aber jetzt zum ersten Mal , daß ein
gewisser Billigkeitsgrund vorliege . Dieser Wandlung
kann sich die GroHH. Regierung nicht anschließen . Me
Petition ist in früheren Jahren eingehend geprüft worden,
und die Regierung ist deshalb nicht geneigt, in eine noch¬
malige Prüfung einzutreten.

Abg . Kist betont im Schlußwort , daß die Wandlung in
der Anschauung der Kommission auf einen Vorgang ,
nämlich die dem Unternehmer der Höllenthalbahn ge¬
währte Aufbesserung, zurückzuführen sei .

Der Antrag der Kommission wird angenommen.
Abg . Fehrcnbach berichtet über die Bitte der Be -

zirksthierärzte um Gewährung des vollen Woh¬
nungsgeldes . Die Bezirksthierärzte verweisen darauf ,
daß auch die Bezirksärzte jetzt das volle Wohnungsgeld
erhalten . Das Ministerium des Innern scheint das Ge¬
such der Petenten auch für berechtigt zu halten , erklärt
aber, daß noch genauere Erhebungen und Erwägungen
nothwendig seien. — Der Kommissionsantrag auf
Ueberweisung zur Kenntnißnahme wird angenommen.

Abg . Kirsner berichtet über die Bitte des Adolf
Schwab und Genossen in Königshofen um Dispens
von Aufführung weiterer Brandgiebel . Die Kommission
ist der Ansicht, daß die Regierung nochmals in Erwägung
ziehen sollte , ob den Wünschen der Petenten nicht ent¬
gegengekommen werden könnte. Die Revision der Bau¬
ordnung sollte sich namentlich auch auf die Bestimmungen
über die Brandmauern erstrecken . — In diesem Sinne
stellt die Kommission den Antrag auf empfehlende Ueber¬
weisung.

Der Arftrag wird angenommen.
Abg. Blümmel berichtet über die Müe des Johann

beubert in Gerchsheim um Erlassung einer Bau -
Pflicht .

Der Kommissionsantrag auf empfehlend« Ueberwsi-
fmig Wind Hv » Dobatta angASMWUv .

Abg . Kramer berichtet über die Bitte der Ehefrau des
früheren Kulturmeisters Abel in Schopfheim um Ge¬
währung eines Ruhegehalts für ihren Ehemann .

Der Kommissionsantrag aus empfehlende Ueberweisung
wird angenommen.

Abg . Mampel berichtet über die Bitte des früheren
Landstraßenwarts Simon Fr . Pf aff in St . Georg« :
um Unterstützung aus Staatsmitteln .

Der Kommissionantrag auf empfehlende Ueberweisung
wird angenommen.

Abg . Kirsner » berichtet über die Müe des Georg
Billmann in Freiburg um Aufhebung der Zwangs¬
erziehung seiner Kinder . Dem Kommissionsarftrag auf
Uebergang zur Tagesordnung wird ohne Debatte ent¬
sprochen.

Abg. Kramer berichtet über die Bitte des Sebastian
Himmelsbach in Karlsruhe um Rechtshilfe. Der
Kommissionsantrag auf Uebergang zur Tagesordnung
wird angenommen.

Abg . Müller berichtet über die Beschwerde des frü¬
heren Grenzaufsehers Gustav Schönwald in Walds -
Hut gegen die Großh . Zolldirektton wegen Dienstentlas¬
sung. Der Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung
wird angenommen.

Abg . Lauck berichtet über die Bitte einer Anzahl
Kanzleidiener in Karlsruhe , Anrechnung von
wandelbaren Diensteinkommen auf den Gehalt betreffend,
Der Antrag auf empfehlende Ueberweisung wird ange¬
nommen.

Präsident Gönner macht einige geschäftliche Milthei¬
lungen .

Abg . Birkenmayer berichtet namens der Geschäftsord¬
nungskommission über die Aufsuchung provisorischer Ge¬
setze . Er erklärt , die hiermit beauftragten Zlbgg . Arm -
bruster, Breftner und er selbst haben 236 Verordnungen ,
die seit dem letzten Landtag ergangen seien , auf ihre
Uebereinstimmung mit den Gesetzen geprüft und zu Bean¬
standungen keinen Anlaß gefunden.

Präsident Gönner widmet noch zwei im Laufe der Ta¬
gung verstorbenen Mtglieder des Hauses ehrende Worts
des Nachrufs. Das Haus ehrt ihr Andenken durch Er¬
heben von den Sitzen.

Hierauf wird die Deputation zum Empfang Seiner
Königlichen Hoheit des Großherzogs , sowie die Mftglie -
der des landständischen Ausschusses gewählt . Als letztere
fungiren die Wgg . Gönner , Lauck , Gießler ,
Or . Wilckens , Klein und vr . Heimburgsr .

Präsident Gönner theilt eine Uebersicht über die auf
dem Landtag 1901/02 erledigten Geschäfte mit :

I . Abgehaltene Sitzungen , und zwar :
1901/02 1899/1900

1 . im Plenum . 128 110
2 . der Budgetkommission . . . 81 66
3 . der Petitionskommission . . 45 44
4 . der Kommission für Eisen -

bahnen und Straßen . . . 24 20
5 . der Kommission für Geschäfts -

ordnung , Archivariat und Bi -
bliothek . 13 S

Dazu eine erhebliche Anzahl von Sitzungen der Sonder-
kommisfionen für Verfassung und Gemerndegesetze , Schul-
und Erziehungsangelegenheiten, Justizgesetze , Landwirth -
schaft , Feuerversicherung , Kranken- und Unfallversicherung,
sowie sonstige Arbeiterfürsorge und Beamtenversorgung .
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II . Es find eingegangen :
1901/92 1899/901 . von Seiten der Großh . Regierung :

» . Gesetzentwürfe , Staatsverträge
und Denkschriften . . . . 28 23b. Nachweisungen und Rechnungen 7 5

e . Budget und Budgetnachträge . 6 72 . Aus der Mitte des Hauses :
L. Gesetzesvorschläge und selbst¬

ständige Anträge . . . . 14 19b. Interpellationen . 4_ 3
zusammen 59 57

III . Berichte der Wahlprüfungs -
ommission find, nachdem das Hausbereits konstituirt war , erstattet worden 7 3

IV . An Petitionen sind eingegangen 208 gegen 150
1899/1900 .

I . Davon wurden zugetheilt:
a) der Petitionskommisfion . 80b) der Budgetkommission . 44
o) der Kommission für Eisenbahnen rc. . . 44ä) verschiedenen Sonderkommissionen . . . 40II . Erledigt wurden durch :
1 . Empfehlende Ueberweisung . 342 . Ueberweisung zur Kenntnißnahme . . . 623. Uebergang zur Tagesordnung . 284 . Ueberweisung theils empfehlend , theils zur

Kenntnißnahme . 35 . Theils empfehlende Ueberweisung , theils
Uebergang zur Tagesordnung . . . . . 5

6 . Theils Ueberweisung zm Kenntnißnahme,theils Uebergang zur Tagesordnung . . . 4
7 . Annahme einschlägiger Anträge , Budget¬

positionen und Gesetzentwürfe . 518. Behandlung nach Z 61 der Geschäftsordnung
(als nicht geeignetzurBehandlung im Plenum ) 8

9 . Zurückgezogen wurden . 210 . Unerledigt sind geblieben . . 11
^ Zusammen 208

V . Von den an die Kammer gelangten Berathungs -
gegenständen sind außer einigen spät eingelaufenenPetitionen nur unerledigt geblieben : der Gesetzentwurfüber die Verhütung der Zerstückelung landwirthfchaftlicher
Anwesen , zu welchem erst gestern der Kommissionsbericht
ausgegegeben werden konnte , sowie die Anträge der
Abgg . Eichhorn u . Gen . , den Eisenbahnrath betreffend ,und der Abgg. Muser u . Gen. , das Gemeindewahlrecht
betreffend , und zwar mit Zustimmung der Antragsteller.

Abg. Wacker : Am Schluffe einer sehr langen und ar¬
beitsreichen Tagung erübrigt , uns noch, eine Ehrenpflicht
zu erfüllen und eine Dankesschuld abzutragen . Unser
Präsident hat sich reichlich Anspruch auf Anerkennungund Dank von unserer Seite erworben. Ich erblicke eine
große Ehre darin , daß ich auf Grund der Konstellation
dieses Hauses und auf Grund des Vertrauens meiner
Parteifreunde der Dolmetsch dessen sein darf , was wir
alle in der Stunde des Abschieds für den Herrn empfin¬den , in dessen Hände wir die Leitung unserer Geschäfte
gelegt haben . Ich gebe einfach der Wahrheit Zeugnißund lasse das Herz sprechen, wenn ich sage : Unser Prä -
sident hat auch auf diesem Landtag in vollstem Maße das

Vertrauen gerechtfertigt, dessen er fich seit Fahren Lekallen Parteien erfreut . Er war uns Leiter der Geschäfteund Hüter der Ordnung , nach der sie zu erledigen sind.Er war uns aber noch mehr : als Präsident hat er mit
einwandfreier Sachkunde und Umsicht, mit strengster Ge¬
rechtigkeit und Unparteilichkeit nicht bloß dem Willen nach ,sondern in der Thal und mit Erfolg gepaart die scho-
nendste Freundlichkeit gegen alle Mitglieder dieses Hau¬ses, und er hat mit mustergiltigem Arbeitseifer seinesAmtes gewaltet . Damit hat er nicht unwesentlich zurFörderung der Geschäfte beigetragen und uns allen auchein gutes Beispiel gegeben. Unter diesem letzteren Ge-
sichtspunkt ist er uns mehr gewesen , als einfach der Prä -
sident des Hauses. Wenn unsere Arbeit zur Förderung des
Gemeinwohles beitragen wird , so kommt ein wesentlicherTheil des Verdienstes unserem Präsidenten zu. Nebender Anerkennung und dem Danke darf ich ihm auchden aufrichtigen Glückwunsch des Hauses entgegenbringen .Wir haben mit Freuden gesehen, daß sein rastloser Plicht-eifer in der Gesundheit ein Hinderniß nicht gefundenhat . Möge chm beschieden sein , daß es auch ferner sobleibt ! Mit vollster Dankbarkeit werden wir dessen ein¬
gedenk blechen , wie wir ihn seines Amtes walten sahen.Da nun nach gethaner Arbeit die Stunde der Trennungnaht , so geleiten ihn auch unsere allerbesten und herz¬
lichsten Wünsche . Zum Ausdruck dessen, daß es mir
einigermaßen gelungen ist , auch aus Ihrem Herzen zusprechen, zur Anerkennung und zum Danke für unseren
Präsidenten bitte ich Sie , Sich von Ihren Sitzen zu er¬
heben. (Geschieht.)

Abg . Or . Wilckeus : Ich glaube , Ihrer Zustimmung
versichert zu sein, wenn ich auch unseren beiden Vize¬
präsidenten für ihre ersprießliche Mitwirkung bei Leitungder Geschäfte herzlichen Dank sage. Desgleichen dankenwir den vier Sekretären , deren Arbeit eine nicht geringewar . Zum Zeichen Ihrer Zustimmung bitte ich Sie ,Sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht .)

Präsident Gönner : Namens meiner Kollegen vom
Präsidium , der Sekretäre und in eigenem Namen sage
ich den Herren Abgg. Wacker und Wilckens , sowie Ihnenallen herzlichsten Dank . Wenn ich überschaue , was des
Lobes und der Anerkennung über meine Wenigkeit ge¬
sagt ist, so beschleicht mich ein Gefühl der Bangigkeit , daß
ich so viel in der That nicht verdient habe. Ich bettachtees als Ausdruck ganz besonderer Liebenswürdigkeit , daßSie Ihrer Anerkennung in solcher Weise Ausdruck gaben.
Schon bei früheren derartigen Anlässen habe ich gesagt :
es ist nicht immer leicht , des Präsidentenamtes zu wal¬
ten, es ist bei der Nothwendigkeit schneller Entschließung
sehr leicht möglich , daß man nicht das Richtige trifft . Ichkann es darum nur sehr warm empfinden, wenn Sie
der unvermeidlichen Meinungsverschiedenheiten nicht mehr
gedenken , wenn Sie Nachsicht walten lassen und sich nur
an die freundlichen Momente erinnern . Für diese Nachsichtbin ich Ihnen sehr dankbar . Ich finde große Beruhigungin diesem Bewußtsein . Ich danke Ihnen nochmals herz-
lichst, meine Herren , und wünsche auch meinerseits , daßdie von uns erledigten Geschäfte zum Wohle des Vater¬
lands gereichen mögen . Ihnen allen sage ich ein Herz-
liches Lebewohl!

Die Sitzung trAd um V «6 Uhr geschlossen.

Verantwortlich für die Landtags -Beilage : E . Umhauer . — Druck und Verlag : v . Braun 'sche Hofbuchdruckerri . Beide in Karlsruhe .
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